Stadt Hildesheim

BEGRUNDUNG
ZUR 1. ANDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS HN 144 B,
,Hafen Sud-West*“

1. Allgemeines
1.0 Vorbemerkung

Diese Anderung bezieht sich auf das gesamte Plangebiet des Bebauungsplanes
HN 144 B.

1.1 Lage des Gebietes

Das Plangebiet liegt im Norden der Stadt Hildesheim zwischen Hafenbecken,
Mastbergstralle, Innerste und der Bundesstrale 6.

1.2 Vorhandene Nutzung der Grundstiicke

Der gesamte Planbereich ist gewerblich und industriell genutzt. Das Gebiet zwischen
Hafenbecken und dem westlichen Bereich der Kanalstral3e ist dabei ausschlieflich
mit hafenbezogenen Gewerbe- und Industriebetrieben besetzt.

1.3 Eigentumsverhaltnisse

Die Grundstlcke sind Uberwiegend Privateigentum, teilweise gehdren sie der Stadt
Hildesheim. Einige Grundstucke der Stadt Hildesheim sind in Erbbaurecht vergeben.

1.4 Darstellung im Flachennutzungsplan

Im rechtswirksamen Flachennutzungsplan ist das Gebiet als gewerbliche Bauflache
bzw. als Flache fir Klaranlage und Millbeseitigung dargestellt. Dem Entwick-
lungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) wird nach wie vor entsprochen,
da die festgesetzten Arten der Nutzung grundsatzlich nicht verandert werden.

2. Stadtebauliche Zielsetzungen

Bei diesem Plangebiet handelt es sich um ein Industriegebiet eigener Pragung, da
hier hafenbezogene und produzierende Betriebe sowie Recyclingbetriebe
dominieren. Um die Entwicklung und den Charakter des Hafengebietes im Sinne
seiner besonderen Zweckbestimmung zu sichern und zu férdern, ist es erforderlich,
hier Einzelhandelsbetriebe auszuschliel3en.
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3. Planinhalt
3.1 Bestehende Festsetzungen

Mit Ausnahme der textlichen Festsetzung Nr. 1 des Bebauungsplans HN 144 B, die
mit dieser Bebauungsplananderung durch eine neu gefasste Regelung ersetzt wird,
bleiben alle Festsetzungen der Urfassung des Bebauungsplans HN 144 B
unverandert erhalten.

3.2 Zulassigkeit von Handelsnutzungen

Gemal der textlichen Festsetzung Nr. 1 des Bebauungsplans HN 144 B, der am
27.04.1994 rechtsverbindlich geworden ist, waren in den festgesetzten Industriege-
bieten Einzelhandelsbetriebe der Branchen Nahrungsmittel, Textilien und Leder-
waren ausgeschlossen. Daneben galt hier die Regelvermutung des § 11 Abs. 3
Satz 3 BauNVO (1990), nach der Einzelhandelsbetriebe in der Regel unzulassig
sind, wenn sie 1.200 gm Geschossflache Uberschreiten.

Diese Regelung hatte das erklarte Ziel, hier Einzelhandelsansiedlungen zu ver-
hindern, die eine Schwachung der Versorgungsfunktionen der Innenstadt als zentra-
lem Einkaufsbereich zur Folge hatten haben kdnnen. Aus dieser Sicht war es nicht
kritisch, dass z. B. Baumarkte oder Gartencenter dennoch zulassig waren, da sie ge-
maf der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts nicht unter die Regelver-
mutung des § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO fallen.

Das Standort- und Marktgutachten der GfK Nirnberg vom Juli 1994 kam dann aber
zu der Empfehlung, alle grof3flachigen Einzelhandelsbetriebe, die zur Sicherung der
oberzentralen Funktion Hildesheims vorhanden sein sollten, in bestimmten Bereichen
zu konzentrieren, um durch die damit entstehenden Agglomerationseffekte mehr
Kaufkraft im Stadtgebiet binden zu kénnen. Daraufhin wurde ein Marktekonzept ent-
wickelt, in dem zunachst die Standorte Romerring/Cheruskerring und Bavenstedter
Str. Gber die 49. Anderung des Flachennutzungsplans fixiert wurden.

Zur Absicherung des Marktekonzepts ist es nun aber erforderlich, in anderen Teilen
des Stadtgebiets, in denen heute z. B. noch Baumarkte und Gartencenter zulassig
sind, diese auszuschliel3en.

Im Fall des Hafengebiets bleibt damit keinerlei Art von eigenstandigen Einzelhandels-
betrieben mehr sinnvoll. In den Industriegebieten im Plananderungsbereich wird
Einzelhandel daher grundsatzlich ausgeschlossen.

Fur solche Falle, in denen der Verkauf an Endverbraucher nach Art und Umfang in
eindeutigem Zusammenhang mit der Produktion, der Ver- und Bearbeitung von
Gutern einschliel3lich Reparatur- und Serviceleistungen der Betriebsstatte steht, wird
eine Ausnahmeregelung vorgesehen, von der hier Gebrauch gemacht werden kann,
um solche Betriebe nicht unangemessen zu beschranken.
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Grol3handel wird bewusst nicht ausgeschlossen, da dieser fur das Marktekonzept
nicht von mafgeblicher Bedeutung ist und solche Betriebe auch im Hafengebiet
bereits vorhanden sind. Der Verkauf an Endverbraucher, der hier teilweise in sehr
begrenztem Umfang bereits stattfindet, kann im Rahmen der Ausnahmeregelung
zugelassen werden, wobei es sich aber vom Grundsatz her nur um sporadische Ver-
kaufe handeln kann. Im Rahmen der Baugenehmigung ware nach pflichtgemalem
Ermessen zu entscheiden, wie grol3 der Anteil des Verkaufs an Endverbraucher sein
durfte.

4. Auswirkungen auf die Umwelt

Durch die Bebauungsplananderung treten keine veranderten Auswirkungen auf die
Umwelt ein.

5. Altlasten

Es bestehen keine konkreten Hinweise auf das Vorhandensein von Altlasten. Im
Plangebiet befinden bzw. befanden sich aber Betriebe, die mit umweltschadlichen
Stoffen umgehen bzw. umgingen. Schadliche Bodenveranderungen sind bisher nicht
nachgewiesen worden, sind aber auch nicht auszuschliel3en.

6. Kosten

Kosten entstehen der Stadt Hildesheim nicht.

7. Bodenordnende MaRnahme

Die Planung kann ohne bodenordnende Malinahmen im Sinne des BauGB realisiert
werden.
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8. Verfahren

Aufstellungsbeschluss 11.06.2001
(§ 2 Abs. 1 BauGB)

Unterrichtung und Erorterung 25.06.2001
(§ 3 Abs. 1 BauGB) - 20.07.2001
Beteiligung der Trager offentlicher Belange 25.09.2001
(§ 4 Abs. 1 BauGB) - 02.11.2001
Offentliche Auslegung 05.10.2001
(§ 3 Abs. 2 BauGB) - 05.11.2001

Diese Begrindung wurde ausgearbeitet vom Fachbereich Stadtplanung und raum-
liche Stadtentwicklung der Stadt Hildesheim.

Hildesheim, 06.11.2001

Im Auftrage

(Kraaz)

Der Rat der Stadt Hildesheim hat in seiner Sitzung am den Bebauungsplan
HN 144 B, 1. Anderung ,Hafen Sid-West® mit der vorliegenden Begrindung als
Satzung beschlossen.

Hildesheim,
(Machens) (Dr. Deufel)
Oberburgermeister Oberstadtdirektor

11/01



	Stadt Hildesheim
	ZUR 1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANS HN 144 B,
	- 4 -
	8. Verfahren
	Aufstellungsbeschluss   11.06.2001
	\(§ 2 Abs. 1 BauGB\)
	Unterrichtung und Erörterung  25.06.2001
	\(§ 3 Abs. 1 BauGB\)- 20.07.2001
	Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  25.
	\(§ 4 Abs. 1 BauGB\)- 02.11.2001
	Öffentliche Auslegung  05.10.2001
	\(§ 3 Abs. 2 BauGB\)- 05.11.2001
	Diese Begründung wurde ausgearbeitet vom Fachber�
	Hildesheim, 06.11.2001
	Im Auftrage
	(Kraaz)
	Der Rat der Stadt Hildesheim hat in seiner Sitzun
	Hildesheim,
	(Machens)(Dr. Deufel)
	OberbürgermeisterOberstadtdirektor



